
Umſchau
Zur Varitätsfrage

Über ieſe die Katholiken Deutſchlands ſo wichtige und ſo brennende
age bietet das beſte ateria die Schrift von Dr. Grunenberg „Das Re⸗
ligionsbekenntnis der Beamten in Preußen“, deren erſter and im 1914
erſchienen iſt“ Die wichtigſten Ergebniſſe dieſes überaus wertvollen und gründ⸗
en Tke. wurden bom reiber dieſer Zeilen chon uim „Kirchlichen Hand⸗
buch für das katholiſche Deutſchland“ 2 ausführlich beſprochen, weshalb dieſer

nicht nochmals im einzelnen darauf eingegangen werden ſoll. Wohl aber
ürft angebracht ſein, die Einwendungen, die Profeſſor Dr. Lemme in Heidel⸗
berg in einer im übrigen durchaus wohlwollenden Beſprechung des „Kirchlichen
andbuches“ im Leipziger „Theologiſchen Literaturblatt“ 38 ahrg., 1917, Nr

unſere diesbezüglichen Ausführungen rhoben hat, eimer Beleuchtung zu Unter⸗
ziehen Es handelt ſich nämlich bei den bon Profeſſor Lemme vorgebrachten Argu⸗
menten Schlagworte und Einwendungen, die auch von gegneriſcher eite
er die Paritätsklagen der deutſchen Katholiken ins Feld eführt werden,
deren Widerlegung aher uim allgemeinen Intereſſe ieg

Lemme bemängelt unächſt, daß nur eme Statiſtik über das Re
ligionsbekenntnis der Beamten in Preußen gegeben werde, und rag „Warum
über Preußen, arum nicht über Bayern?“ Das hat aber ſeinen run ledig⸗
lich darin, daß aus andern Bundesſtaaten derartige ſtatiſtiſche Zuſammenſtellungen
nicht vorliegen. Andernfalls hätlen wir ſie im „Kirchlichen Handbuch“ gewi
nicht unerwähnt gelaſſen Was aber Bayern angeht, ſo iſt dort das Mißverhältnis
umn der konfeſſionellen Zuſa

enſetzung des Beamtenkörpers ſo offenkundig, daß
* zum Beweiſe gar keiner ſtatiſtiſchen Zuſammenſtellungen eda Aber dieſes
Mißverhältnis eſteht nicht etwa wie eſſo Lemme vorausſetzt, in einer Uun⸗

genügenden Berückſichtigung des proteſtantiſchen Volksteils, ondern gerade in

gekehrt un einer ganz unverhältnismäßig ſtarken Vertretung des proteſtantiſchen
Elementes Unter der bayriſchen Beamtenſchaft, insbeſondere Unter den öheren
Beamten. me beinahe fünfzigjährige tberale hat ieſe Verhältniſſe
herbeigeführt, aber auch Unter den ſog „Ultramontanen“ Miniſterien hat 2 das
weiteſtgehende Entgegenkommen die proteſtantiſche Minderheit bei Verleihung
von Beamtenſtellen geherrſcht leſe Minderheit beträgt auch nicht, wie be
hauptet, „etwa ½%½, 40 „/05 ondern nuUur 28,.2 7⁰3 das iſt doch ein ge⸗
waltiger Unterſchied. Mit dem etzigen Miniſterium iſt nicht, wie weiter
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ehauptet, die „Ultramontane Partei zur errſcha 7 gelangt, ondern e8 enthält,
wie jeder Kenner der Verhältniſſe weiß, erſchiedenartige emente, die keineswegs
alle auf dem Standpunkt der Zentrumspartei ſtehen wurde nicht „die
Entfernung der evangeliſchen iniſter urchgeſe *, ondern das geſamte Mini
ſterium ode

＋ rat zurück, auch ſämtliche ka Miniſter, und in dem

Miniſterium von Miniſtern evangeliſch, durchaus dem Be⸗
völkerungsanteil der Konfeſſionen en  rechend. elbſtverſtändli kann aber die
Paritätsforderung überhaupt nicht ſo verſtanden werden, daß nun bei jeder Körper⸗
ſchaft, die ein halbes Dutzend Mitglieder 3 das Konfeſſionsverhältnis
eingehalten werde So aben die Katholiken bei ihren aritätsbeſchwerden
nie erſtanden Auch bei orgfältigſter Wahrung der Parität ird e8 vorkommen,
daß bei einzelnen wenig zahlreichen Beamtenklaſſen zeitweiſe das eine oder andere
Bekenntnis unverhältnismäßig ar vertreten iſt Das kann edigli durch
herbeigeführt ſein Aber wenn, wie uin Preußen, jahrzehntelang unter vielen
Utzenden bon Miniſtern kaum hin und wieder mal vereinzelt ein olit iſt,
ſo kann das nicht auf beruhen

eiter wendet * ein: „Die evangeliſche Bevölkerung iſt bekanntlich m il⸗
dung und pekuniärer Leiſtungsfähigkeit der katholiſchen eit überlegen.“ Was
unächſt die pekuniäre Leiſtungsfähigkeit angeht, ſo iſt zuzugeben, daß m der
Großfinanz, dem Großhandel und Unter den Induſtriemagnaten die Katholiken
ungewöhnli pärlich vertreten ſind aher kommt es, daß bei der und
Einkommenſteuer nur teſe handelt eZ ſich der katholiſche et im
ganzen nicht ſo viel leiſtet, als ſeiner Bevölkerungsziffer entſpricht. Aber ſoll das
wirklich maßgebend ſein für die Verleihung von Beamtenſtellen? Dann müßten
zweifellos den Uden eine ethe von Miniſterpoſten, und öchſten Beamten⸗
ſtellen eingeräumt werden, da ſie V- ihren Beſitzſteuerleiſtungen die Evangeliſchen
noch eit mehr übertreffen als ieſe die Katholiken. Und was die Überlegenheit
der Evangeliſchen an „Bildung“ angeht, ſo muß an ganz abgeſehen bon
dem Defizit, das auch auf dieſem Gehiete die Evangeliſchen gegenüber den Uden
aben auch hier wohl unterſcheiden. Die Überlegenheit der Evangeliſchen
Bildung ird gewöhnlich amt zu beweiſen eſucht, daß den Prozentſatz
der Konfeſſionen unte den Schülern der öheren Lehranſtalten ins Feld
Es in der Tat von den Abiturienten dieſer Anſtalten (Gymnaſien, Real⸗
gymnaſien und Oberrealſchulen) im ahre 1913714 28 / Katholiken, 66,6½%
Evangeliſche und 5,1 /½ Iſraeliten gegenüber 36,3 bzw 61,8 und 1„0 ½ Unter
der Geſamtbevölkerung. Der Anteil der Evangeliſchen Unter den Abiturienten iſt
alſo nur Ul 4,8ſ% als ihr Anteil an der Geſamtbevölkerung. Gibt ihnen
das ein Recht, die Miniſter⸗ und öchſten Beamtenpoſten faſt ausſchließlich für
ſich allein, te übrigen höheren Beamtenſtellen zu für ſich beanſpruchen? Und
2 ir doch ein eigentümliches Licht auf den angebli geringeren Bildungsgrad
der Katholiken, daß von den Abiturienten der Gymnaſien, der höchſten eſer
Schularten, im gleichen ahre 36,3% glei der Bevölkerungsziffer
katholiſch, aber nur 58,1 —⁹ evangeliſch (5,4 ½½ iſraelitiſch) Hat
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doch eine große Anzahl von Profeſſoren d den Univerſitäten Leipzig, Heidelberg,
Marburg, Greifswald, ünchen, Breslau und übingen noch jüngſt en  1
erklärt, daß für das Studium der Geiſteswiſſenſchaften die Abiturienten der Gym
nafien beſten geeignet ſeien.

Auch was über den Anteil der Konfeſſionen N der Geſamtbevölkerung
und an der Steuerleiſtung un aden behauptet, iſt 10 unr  10 Er ſagt
„In Aden bilden die Katholiken aſt der Bevölkerung, aber nach den
gemachten Mitteilungen eiſten die Evangeliſchen über 27³ der Steuerlaſt.“ Tat⸗
ſächlich machen die Katholiken nach der Volkszählung vom ezember 1910
in aden 59,32% der Bevölkerung aus, alſo noch nicht 5 die Evangeliſchen
38,56 9/½0 Die Geſamtſteuerleiſtungen der Konfeſſionen laſſen ſich überhaupt nicht
feſtſtellen, nicht einmal bei allen rekten Steuern, noch viel weniger be den i⸗
ekten Steuern Daß durch letztere die kinderreichen katholiſchen Familien un⸗;

verhältnismäßig ar ela werden, ieg auf der Hand me Berechnung des
auf die Konfeſſionsgemeinſchaften fallenden Anteils N dem zur rund Häuſer⸗
Gewerbe⸗ Einkommen⸗ und Kapitalrentenſteuer veranlagten Kapital nde in aden
für die we der allgemeinen Kirchenſteuer ＋ leſe Berechnung erga für
das Jahr nach dem „Statiſtiſchen Jahrbuch für das Großherzogtum
Baden“ 38 Jahrg.) Vermögens⸗ und Einkommenſteuerwerten für die evange⸗

Be  erung Millionen Mark, für die katholiſche7 Millionen
Mark, für Ne jüdiſche 571,1 Millionen Mark CEs kommen demnach auf den
evangeliſchen Volksteil 49,3 9/, alſo nicht 2/3½ ondern noch nicht die Hälfte der
eſt und Einkommenſteuerkapitalien Badens, auf die katholiſche Bevölkerung
42,2 %, auf die üdiſche 8,5%

Was aber die Forderung L.8 angeht, daß die Staats  Sbeiträge für die Kirchen
den teuerleiſtungen entſprechen ollen, ſo ſei abgeſehen bon der nmöglich
eit der Berechnung darauf hingewieſen, daß dieſer Staatsbeitrag für den

uin aden nach dem Etat von 1913 607 700 Mark
betrug (für den evangeliſchen Kultus 473 300 ar bei einer Geſamtausgabe
von 102 196 900 Mark. In Preußen handelt eS ſich reilich eit höhere
Summen. Nach einer Zuſammenſtellung, die der Abgeordnete Dr rau Iim
Preußiſchen Landtag mitteilte erhielt im ahre 1913 die evangeliſche I m
Preußen einſchließlich der Militärſeelſorge vbom Staate 30 587 477 Mark, die
katholiſche 11 705 095 Mark Von der Geſamtſumme der für die beiden Kirchen⸗
gemeinſchaften aufgewendeten Beträge kamen alſo auf die evangeliſche Landeskirche
72,3 %/, auf die katholiſche tr 27,2% Daß dar  In eine ungerechtfertigte
Begünſtigung der ka ir iegt, ird niemand behaupten können, zu⸗
mal da 10 die Aufwendungen für die katholiſche Ir einem ehr erheblichen

Für die folgenden ahre gibt das Statiſtiſche Jahrbuch nicht mehr das ver
anlagte Einkommenſteuerkapital bei den Konfeſſionen ＋ ondern nur noch die
Einkommenſteuerſätze.

Verhandlungen des Hauſes der Abgeordneten 2 Legisl., II. Seſſion 1914,
66 Sitzung.
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Teil eine Entſchädigung für das eingezogene Kirchengut arſtellen, eſſen Wert
nach Milliarden zd

Mit der Paritätsfrage, die eine grundſätzliche rage des Rechtes und der
Billigkeit iſt, hat das alles reilich unſeres 1  en gar ni tun Das
katholiſche olk erlangt auch, wie ausdrücklich von uns hervorgehoben wurde
(„Kirchliches Handbuch“ Bd V, keine mechaniſche Parität, ſondern
eie angemeſſene Berückſichtigung der kathol Bewerber, und zwar verlangen
wir das im Intereſſe eines friedlichen Nebeneinanderlebens der Konfeſſionen, dem
die bisherige imparitätiſche Behandlung des Volksteils im Wege

Die Paritätsfrage iſt imn ein Stadium 7  e nfolge der denkwürdigen
Verhandlungen im Preußiſchen Abgeordnetenhauſe 14.—16 Februar 1917
7.—5 Sitzung) Auf die Einzelheiten kann hier nicht eingegangen werden.
Sie ührten aber zu dem erfreulichen rgebnis, daß der preußiſche miſter des
Innern ſelbſt erklärte 1 „Auch E. mit Bedauern feſt, daß die Zahl der

öheren Beamten verhältnismäßig zu niedrig iſt; 10.— entſpricht nicht
dem Verhältnis der kat Bevölkerung zur evangeliſchen. Ich will mich
hier nicht auf eine ethe bon Zahlen einlaſſen; aber ich will auch anerkennen,
daß bei evangeliſchen und 36,3 katholiſchen Einwohnern der Prozent⸗
ſatz der mir unterſtellten öheren Beamten nur beträgt, mit Referendaren
10,9% Dieſes Verhältnis iſt ungünſtig; muß verbeſſert werden. werde
mir alle Mühe geben, e8 zu verbeſſern. Ich habe n dieſer Beziehung ſchon An⸗
ordnungen egeben, die mündlich und e UV Erinnerung bringen
werde Ich preche es nochmals offen aus, daß die größere Heranziehung
katholiſcher Beamten durchaus wünſchenswert, 10 notwendig iſt

Hermann roſe

Bevölkerungsfrage und eſuiten Jahren
Die verhängnisvolle Abnahme der eburten iſt in Deutſchland noch eine

neue Erſcheinung, die erſt ſeit etwa der ende des Jahrhunderts ſtärker ans Licht
rat. Aber das ſchleichende Übel, das die Urſache ildet, längſt chon von

eſten her ſeinen Einbruch begonnen. Schon am als andere Wächter des
Vaterlande noch oder gar mit dem Verderben liebäugelten, an die
katholiſche Kirche auf ihrem Poſten und ließ ihre warnende Stimme rſchallen
Die Alarmrufe wurden ihr — manchen Stellen übel vermerkt und boshaft miß⸗
deutet. Hier eimn zeitgemäßes eiſpie

In der war in den fünfziger und ſechziger Jahren des verfloſſenen
Jahrhunderts der ausgezeichnete ſchof EKolau Weis von Speyer ein be⸗
onders warmer rderer der Volksmi  ionen. Er ſah gern, daß die
Pfarrgeiſtlichen zu dieſem erke Ordensleute auch von auswaärt beriefen, und
viele Pfarrer entſprachen bereitwillig dieſem Wunſche So kündigte auch das
katholiſche Pfarramt von Neuſtadt Q. für die Weihnachtszeit 1864 eine

derartige Miſſion für die atholiſche Gemeinde an, und die königliche egierung
mtlicher Sitzungsbericht, 57 Sitzung 14 Febr 1917, Sp—


